
Fragen zur Bundestagswahl 

 

Sehr geehrte Damen und Herren,  

die Landwirtschaft durchlebt bewegte Zeiten. Wir als Landwirte stehen vor enormen 

Herausforderungen durch die Märkte und insbesondere durch die 

Gesellschaft. Wir bitten Sie als zukünftige politische Entscheidungsträger, uns durch die 

Beantwortung unserer Fragen bei der Wahl der Parteien zur Bundestagswahl zu unterstützen. 

Wir werden Ihre Antworten in unseren sozialen Medien veröffentlichen, um so die Landwirte bei 

der Wahl, der aus ihrer Sicht richtigen Partei zu unterstützen. Bitte beantworten Sie diese Fragen 

kurz, präzise und aussagekräftig und senden Sie Ihre Antworten an: vorstand@lsvdeutschland.de 

 

1. Eine klare Herkunftskennzeichnung aller Lebensmittel ermöglicht dem Verbraucher über 

Tierwohl, Umwelt- und Klimaschutz selbst zu entscheiden. Wie stehen Sie zu einer 

verpflichtenden, Herkunftskennzeichnung in Klarschrift für Lebensmittel und den 

wichtigsten Zutaten und wie soll diese umgesetzt werden? 

2. Die zukünftige Regierung wird ambitionierte Klimaschutzziele haben. Wie stehen Sie zu 

Nahrungsmittelimporten aus dem europäischen und nichteuropäischen Ausland, die weder 

dem Regionalitätsprinzip noch der deutschen Kontrolldichte und den hier geltenden 

Standards entsprechen, und den dadurch in Deutschlands Regalen ausgelösten 

Verdrängungswettbewerb gegenüber unseren heimischen Lebensmitteln? 

3. Wie stehen Sie zum derzeitigen System der Alterssicherung für Landwirte und sehen Sie 

unter den Vorzeichen der Agrargesetzgebung hier Änderungsbedarf? 

4. Landwirtschaftliche Fläche ist Grundlage für Ernährung, Biodiversität und Energieversorgung 

und braucht daher nachhaltige Wertschätzung, um den Wohlstand einer Gesellschaft zu 

sichern. Wie sieht diese Wertschätzung in Ihrem Programm aus und wodurch sichern Sie 

diese? 

5. Wie sehen Sie eine zukünftige Beteiligung der Landwirtschaft am CO2- Zertifikatehandel, 

verbunden mit zukünftigen Einkommensmöglichkeiten für Landwirte? 

6. Wie stehen Sie zu der Ausweisung der angeblich durch Nitrat und Phosphor belasteten 

Gebiete und die gesetzlich vorgeschriebene Untersuchung von Messstellen auf einen realen 

direkten landwirtschaftlichen Einfluss mit Hilfe wissenschaftlicher Grundlagen und 

fundierter Fakten? 

 

 

 

mailto:vorstand@lsvdeutschland.de


Fragen zur Bundestagswahl 

 

7. Wir Landwirte sind in der Lage und bereit, die von der Gesellschaft geforderten Leistungen 

in Umwelt- und Naturschutz zu erbringen. Dafür bedarf es aber auch einer Finanzierung. 

Wie sieht Ihr Konzept, unter Berücksichtigung eines freien Marktes und in der Höhe 

begrenzter GAP Mittel, für diese Finanzierung aus? 

8. Zwei unvereinbare Maxime leiten das Denken der zukunftsorientierten Landwirte: Zum 

Einen verlangen alle Händler und Vorlieferanten, genauso wie ein sehr großer Teil der 

Verbraucher, günstige Preise durch eine kostenoptimierte Produktion, zum Anderen 

verlangt die "Gesellschaft" von den selben Landwirten immer höhere Umwelt- und 

Produktionsstandards. Wie denken Sie, kann man dieses Zielkonflikt lösen? 

9. Viele politische Entscheidungen im Bereich Umweltschutz und Landwirtschaft basieren 

zunehmend mehr auf ideologisch begründeten Aussagen und weniger auf Basis 

wissenschaftlicher Grundlagen und fundierter Fakten! Wie ist Ihre Position dazu und wollen 

Sie das ändern? 

10. Vielfach ist eine Abwanderung junger Menschen, aus dem ländlichen Raum zu erkennen. 

Mit dem Verlust von landwirtschaftlichen Betrieben geht ein Verlust an ländlicher Kultur 

und vorund nachgelagertem Gewerbe einher. Wie wollen Sie das Höfesterben, bedingt 

durch die sinkende Bereitschaft der jungen Menschen, Betriebe und damit Verantwortung 

zu übernehmen, stoppen? In welchen Bereichen sehen Sie in diesen Zusammenhang 

zukünftig Möglichkeiten, in den ländlich geprägten Räumen neue Arbeitsplätze zu schaffen 

und zu sichern? 

 

11. Niedrige Erzeugerpreise ruinieren die Landwirtschaft. Mit der beschlossenen UTP-Richtlinie 

können unfaire Handelspraktiken aufgedeckt und verhindert werden. Andere EU Länder 

verbieten den Handel und Verkauf von Lebensmitteln unter Produktionskosten. In 

Deutschland gilt lediglich das Verbot des Verkaufs der Lebensmittel unter Einstandspreis 

beim LEH. Kann Ihre Partei sich die Ausweitung der UTP-Richtlinie nach der Evaluierung 

2023 auf das Verbot des Verkaufs der Lebensmittel unter deren Herstellungskosten 

vorstellen? 

12. Die Versorgung der Bevölkerung mit Grundnahrungsmitteln ist neben Wohnraum und 

Energie eine zwingend hoheitliche Aufgabe eines jeden europäischen Staates. Gerade die 

Coronakrise zeigt, wie wichtig Lieferketten und heimische Produktion für die öffentliche 

Sicherheit und Ordnung in Notsituationen sind. Wie stehen Sie dazu, die 

Ernährungssicherung der Gesellschaft im Grundgesetz als Staatsziel festzuschreiben? 
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Vielen Dank für ihre Unterstützung 

Mit freundlichen Grüßen 

Die LsV-Landesverbände der Bundesländer 

Schleswig-Holstein / Hamburg Mecklenburg-Vorpommern Niedersachsen / Bremen 

Sachsen-Anhalt Brandenburg Nordrein-

Westfahlen 

Hessen Thüringen Sachsen 

Saarland Rheinland-Pfalz Baden-Württemberg 

Bayern 

 


